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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr. : Investitionszulagengesetz 

Bezug: Kleine Anfrage der Abgeordneten Dr. Miltner, Adorno, 
Schulte (Schwäbisch Gmünd), Dr. Jenninger, Baier, 
Biechele, Berberich, Susset, Dr, Häfele und Genossen 
- Drucksache VI/2397 - 


Die Kleine Anfrage der Abgeordneten Dr. Miltner und Genos- 
sen beantworte ich wie folgt: 


1. Wie hoch waren die Beträge nach dem Investitionszulagen- 
gesetz, welche Antragstellern im Jahre 1970 mit weniger als 
20 Beschäftigten gezahlt wurden? 

Bis zum 31. Dezember 1970 wurden Bescheinigungen nach § 1 
Abs. 4 Investitionszulagengesetz für Betriebe mit weniger als 
20 Beschäftigten über ein Investitionsvolumen in Höhe von 
rd. 410 Mio DM erteilt; dies entspricht einem Betrag an Inve- 
stitionszulagen von ungefähr 40 Mio DM. Die entsprechenden 
Zahlen für den 31. März 1971 waren rd. 600 Mio DM Investi- 
tionsvolumen und rd. 60 Mio DM Investitionszulagen. Die vor- 
stehenden Angaben sind der beim Bundesamt für gewerbliche 
Wirtschaft geführten Statistik über das bescheinigte Investi- 
tionsvolumen entnommen. 

Mit diesen Angaben beantwortet die Bundesregierung die 
Frage 1 ihrem Sinne nach. Nach dem Wortlaut dieser Frage 
(„gezahlte Beträge'') hätten mehr als 500 Finanzämter der Bun- 
desrepublik aufgefordert werden müssen, rd. 32 000 Akten nach 
der Zahl der Arbeitsplätze der Antragsteller und nach dem zu- 
gehörigen Investitionszulagenbetrag zu sortieren und auszu- 
werten. Da nämlich bei der Gewährung von Investitionszulagen 
die Größe der Betriebe unerheblich ist, liegen Statistiken über 
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die Antragsteller nach der Zahl der Beschäftigten nicht vor. Eine 
solche Untersuchung nachträglich durchzuführen, würde einen 
Zeitaufwand von mehreren Monaten erfordern und unvertret- 
bare Verzögerungen bei der laufenden Antragsbearbeitung zur 
Folge haben. Daher geht die Bundesregierung davon aus, daß 
eine wörtliche Auslegung der Frage 1 von dem Fragesteller 
nicht gewünscht sein kann. 


2. Hält es die Bundesregierung für richtig, wenn in zunehmendem 
Maße kleineren Handwerks- und Handelsbetrieben bei ab- 
lehnenden Bescheiden die volkswirtschaftlich besondere Förde- 
rungswürdigkeit im Sinne von § 1 Abs. 4 des Investitions- 
zulagengesetzes abgesprochen wird, auch wenn die Investitionen 
dieser Betriebe zur Verbesserung der Infrastruktur beitragen? 


Es trifft nicht zu, daß kleineren Handwerks- und Handelsbe- 
trieben in zunehmendem Maße die volkswirtschaftlich beson- 
dere Förderungswürdigkeit nach § 1 Abs. 4 Investitionszulagen- 
gesetz abgesprochen wird. Auch stehen Betrieben, die nicht in 
den Genuß der Investitionszulage kommen, Mittel aus dem 
ERP-Sondervermögen zur Verfügung. Diese sind in den letzten 
Jahren laufend erhöht worden. 


3. Ist die Bundesregierung bereit, die in der Vergangenheit ge- 
machten Erfahrungen, daß sich aus kleineren Handwerks- und 
Handelsbetrieben größere Industrie- und Gewerbebetriebe ent- 
wickelt haben, bei ihren Förderungsmaßnahmen durch das 
Investitionszulagengesetz zu berücksichtigen und entsprechende 
Anweisungen über die Behandlung von Anträgen von kleineren 
Handwerks- und Handelsbetrieben zu ändern? 


Die Bundesregierung berücksichtigt bei ihren Förderungsmaß- 
nahmen seit jeher, daß sich aus kleineren Betrieben größere 
Betriebe entwickeln können. Wie bereits zu Frage 1 dargelegt, 
spielt die Größe der Antragsteller bei der Gewährung von In- 
vestitionszulagen keine Rolle. Eine Änderung der Förderungs- 
praxis und der dazu ergangenen Anweisungen erscheint daher 
nicht erforderlich. 


Philip Rosenthal 



